
1I--! A der Beilagen zu den stenographismen Protokollen des Nationalrates 

XliI. Gesetzgebungiperiode 

'Präs. ~ 3, juii 1973 
A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. HlWSER 
und Genossen 

an den Herrn Bundesminister für Justiz 

betreffend die Ankl~gevertretung in Strafverfahren 

vor Bezirksgerichten 

In der AnfrafB'ebeantwortung des. Bundesmin;sters für 

Justiz vom 16. Juni 1973,Z.18o.321-9b/73,auf die 

Anfrage der Abgeordneten Dr.Hauser und Genossen vom, 

10.5.1973,Z. 1252-J-NR/73,wird u.a. ausgeführt, daß 

der Entwurf eines Strafprozeßänderungsgesetzes 1973 

>u.a. ~ine ,Beptimmung enthalten \'lerde (§ 448 StPO), wo­

nach die Anklagevertretung bei Bezirksgerichten be­

sonderen beamteten Organen ünettragen werden würde. 
'\A ",~, 
.' . 

In der Folge heißt es dann, das Problem der Anklage-

vertretung in Strafverfahren vor Bezirks~erichten werde 

nur dann gelöst werden können, wenn das hiefür erforderliche 

Personal (etwa 100 Bedienstete der Verwendungsgruppe C 

bzw. Entlohnungsgruppe c) gewonnen werden könne, was 

bei der bekannten derzeitigen Personalknappheit aller-

dings auf Schwierigkeiten stoßen ~lürde. 

Der Bundesminister für Justiz will sohin in der zur Bet 

gutachtung versendeten Fassung eines Strafprozeßänderungs'" 

gesetzes 1973 einen § 448 StPO vorschlagen, worin be­

amtete Organe für die Anklagevertretung bei den Bezirks~ 

gerichteen vorgesehen sind, muß aber andererseits schon 

jetzt einräumen, daß die Beschaffung solcher Organe und • 

damit die Durchführung des beabsichtigten § 448Stl'O 

neuer Fassung auf erhebliche Scht'li,erigkeiten stoßen wird. 
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Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den 
ilerrn Dundesminister für Justiz folgende 

A n fra g e : 

1) Wie so~l der von Ihnen beabsichtigte § 448 StPOin 

der Fassung des Strafprozeßtinderungesetzes 1973 voll­

zogen werden, wenn es nicht gelingt, das hiefür er­

forderliche Personal (etwa 100 Bedienstete der Ver­

wendungsgruppe C bzw. Entlohnungsgruppe c) zu gewinnen? 

2) Haben Sie zur Gewinnung dieser Kräfte schon irgend 

vielehe Bemühungen unternommen? 

3) Sind schon Vorarbeiten im Gange,um im Wege einer 

GUG-Novelle einen eigenen Dienstzwei~ für diese Be­

diensteten zu ermöglichen, für den allfällige finanzielle 

.Anreize bestehen könnten? 

4) Hat das Bundeskanzleramt, das ja für GUG-Novellen feder­

führend ist., über Anregung des Bundesministeriums für 
Justiz schon einen entsprechenden EnblUrf ausgearbeitet? 

5). vIelehe Vorkehrungen '«erden getroffen 't.'lerden, falls es 

bis zum 1.1.1975 nicht.gelingen sollte, das erforderliche 
Personal zu gewinnen und damit eine gesetzmäßige Anklag~­

vertretung vor den Bezirksgerichten sicherzustellen? 

6) Ist dem Bundesministerium für Justiz bevlußt, daß im 

Falle des Inkrafttretens des § 448 StPO in seiner neuen 

Fassung, die bisherigen Verordnupgsbestimmungen der 

staatsanwaltschaftlichen Geschäftsordnung, die auf 
Grund des alten § 448 StPO erlassen \1urden, durch 

materielle Derogation außer Kraft treten werden und 

sohin für die staatsamTaltschaftlichen Funktionäre 
des derzeitigen Rechtes keine gesetzmäßige Grundlage 

mehr vorhanden sein wird? 

7) Welche Ubergangsmaßnahrnen sind geplant, falls es nicht 

möglich sein sollte, das Problem der Anklagevertretung 
vor den österreichischen Bezirksgerichten bis 1.1.1975 

in einer den neuen gesetzlichen Vorschriften ent-

.. b 
sprech~ndem Weise zu regeln? ~-, • ~ ,.. 
, li 

~ ... ,~, ..... . "".,..1 

1352/J XIII. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




